% Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 10
BK 10-18-0061_Z

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren

aufgrund der Beschwerde

der Schienenverkehrsgesellschaft mbH (SVG), Marienbader Str. 48, 70372 Stuttgart,
vertreten durch die Geschaftsfihrer,

Beschwerdefihrerin,

vom [ hinsichtlich der Zugtrasse fiir Zugnummer | N vor GG
H och I - ,

weitere Verfahrensbeteiligte:

1. DB Netz AG, Theodor-Heuss-Allee 7, 60486 Frankfurt am Main, vertreten durch den
Vorstand,

2. DB Fernverkehr AG, Im Galluspark 17, 60326 Frankfurt am Main, vertreten durch den
Vorstand,

3. DB ZugBus Regionalverkehr Alb-Bodensee GmbH (RAB), Karlstr. 31 - 33, 89073 Ulm,
vertreten durch die Geschéaftsflhrer,

hat die Beschlusskammer 10 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekommunikati-
on, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch
den Vorsitzenden Prof. Dr. Karsten Otte,
den Beisitzer Martin Balzer und

den Beisitzer Dr. Axel Muller


BK10a
Textfeld

öffentliche Fassung



am 30.05.2018

beschlossen:
1. Die Beschwerde der Beschwerdeflhrerin wird zuriickgewiesen.

2. Die Beschwerdeflhrerin tragt die Kosten des Verwaltungsverfahrens.

Die Entscheidung uber die Hohe der Kosten bleibt einem gesonderten Bescheid
vorbehalten.



l. Sachverhalt

Die Beschwerdeflhrerin bietet Personenverkehrsleistungen im Marktsegment des Charter-
verkehrs an, unter anderem Sonderfahren flr Betriebsausflliige, Messe- und Sportveranstal-
tungsbesuche, Eventziige und dergleichen.

Die Beschwerdefiihrerin meldete bei der DB Netz AG fiir den Verkehrstag | meb-
rere Zugtrassen aullerhalb des Netzfahrplans (zum Gelegenheitsverkehr) an, die zusammen

ein Verkehrskonzept fiir die Durchfiihrung | G < gcben:
Das Konzept beginnt mit einem Leerzug (I ) vor IEEE ~ocr B i

I findet die Beladung des Zuges mit Catering statt. Unter anderer Zugnummer
(I i5hrt der mit Fahrgasten besetzte Zug sodann von |l nach N
I Dic hier verfahrensgegenstandliche Zugfahrt unter der Zugnummer
I so!| - gemaR der Trassenanmeldung — um 18:15 Uhr in [ EEEENEGEGE
Il die Riickfahrt antreten und um 21:30 Uhr auf Gleis 1 im Bahnhof |l eintreffen
(Fahrtdauer: 3 Stunden 15 Minuten). Die Ankunft auf Gleis 1 wurde von der Beschwerdeflh-
rerin ausdrucklich in dem Freitextfeld ,weitere Kundenwinsche® in der Trassenanmeldung
angegeben. Anschlieflend soll der Zug auf Gleis 1 entladen und als Leerzug zurlick nach

I <bracht werden.

Beziiglich der Trassenanmeldung fiir den Zug [JJJlil machte die DB Netz AG der Beschwer-
defiihrerin am |l ein Angebot mit abweichenden Fahrzeiten: Abfahrt in
I . 18:40 Uhr (statt 18:15 Uhr), Ankunft in [l um 21:46 Uhr
(statt 21:30 Uhr), Fahrtdauer nunmehr 3 Stunden 6 Minuten. Der Wunsch der Beschwerde-
fuhrerin, in [l auf Gleis 1 einzufahren, wurde seitens der DB Netz AG nicht kommen-
tiert, der auf dem Angebot enthaltene ,Hinweis aus der Konstruktion bezieht sich lediglich

auf | Dicscs Angebot nahm die Beschwerdefiihrerin am
I -

Im Nachgang zum Abschluss des Einzelnutzungsvertrags stellte die DB Netz AG fest, dass
bei der Bearbeitung der Trassenanmeldung fiir den Zug [l die tbliche Priifung der Gleis-
belegung in [l unterlassen worden war. Der Grund war laut Angaben der DB Netz AG
ein Wechsel des Sachbearbeiters, im Zuge dessen keine abschlieRende Prifung der Gleis-
belegung vorgenommen wurde. Als das Versdumnis bekannt wurde, hat die DB Netz AG die
Prifung nachgeholt und dabei folgende Erkenntnisse erlangt, die sie per E-Mail vom
I (< Bundesnetzagentur bekanntgab:

e Ohne die Verlegung von Trassen des Netzfahrplanes auf andere Bahnsteiggleise im
Bahnhof [l ist das von der SVG am | bestellte Konzept nicht
durchfuhrbar.

e Auf Grund von Bahnsteigarbeiten am Bahnsteig B im Bahnhof |JJil] stehen die
Gleise 2 und 3 als Ausweichgleise fur Zuge des Netzfahrplanes nicht zur Verfugung.
Hierfir muss auf andere Gleise ausgewichen werden. Daraus ergeben sich fir die
Zlge des Netzfahrplanes jeweils folgende Anderungen: Fahrzeitverlust von
2-3 Minuten, Wagenreihungen und Abschnittsbezeichnung passen nicht Gberein,
langere Wege fur Reisende.



o Die Sicherstellung des Ubergangs von Zug [l auf Zug [l auf Gleis 1 des
Bahnhofs |l und die damit verbundene Gleisverlegung anderer Zugfahrten
filhrt zur Verspatung von zwei anderen Zugfahrten (JJJilf) von insgesamt 6 Minuten.

o Die Sicherstellung der Ankunft von Zug [l auf Gleis 1 des Bahnhofs [l und
die damit verbundene Gleisverlegung anderer Zugfahrten flihrt zur Verspatung von

vier anderen Zugfahrten ([ I o insgesamt 13 Minuten.

Vor diesem Hintergrund I6ste die DB Netz AG am |l iiber das elektronische Tras-
senbestellportal TPN fiir Zugnummer il gegeniiber der Beschwerdefiihrerin eine sog.
,netzausgeldste Anderung*” aus. Die Anderung bezieht sich auf die Ankunftszeit in |
diese soll von 21:46 Uhr auf 22:18 Uhr verschoben werden; die Fahrzeit des Zuges |||}
wirde sich also um 32 Minuten verlangern (insgesamt 3 Stunden 38 Minuten). Per E-Mail
vom gleichen Tage bot die DB Netz AG an, etwaige Mehrkosten der Beschwerdeflihrerin zu
ubernehmen, die mit der gednderten Trassenplanung einhergehen.

Die Beschwerdefiihrerin akzeptierte die netzausgeléste Anderung nicht. Sie beruft sich auf
ihren Trassenvertrag und besteht auf der Trassenplanung mit Ankunft 21:46 Uhr in || .

Mit E-Mail vom 27.04.2018 informiert die Beschwerdefiihrerin das Referat 703 der Bundes-
netzagentur iber die netzausgeléste Anderung der DB Netz AG. Die Beschwerdefiihrerin
auRert die Befiirchtung, durch spatere Ankunft in [} inren Kunden zu verlieren. Sie regt an,
dass die DB Netz AG die Baumalnahme, die auf dem Bahnsteig der Gleise 2 und 3 stattfin-
den soll, verlegt, um auf diese Weise voriibergehend die Gleiskapazitat in ||l zu erhé-
hen.

Die DB Netz AG tragt bezuglich der Baumalnahme, die zu einer Einschrankung der verfug-
baren Bahnsteiggleise in [l fihrt, vor, dass diese nicht verschoben werden kénne. Bei
den Arbeiten handele es sich u.a. um den Einbau einer Stahltreppe am Bahnsteig B (Glei-
se 2 und 3). Die einzelnen Arbeitsschritte und die Sperrungen liegen der Bundesnetzagentur
als Bauablaufplan vor. Hieraus ist ersichtlich, dass die Zugfahrt der Beschwerdefuhrerin zeit-
lich nahezu genau in die Mitte der Bauausfiihrung fallen wirde. Gemaf den Erlauterungen
der DB Netz AG wuirden alle weiteren Ausbauarbeiten an der Treppe von den Arbeitsschrit-
ten am 09.06.2018 abhangen. Demzufolge sei erkennbar, dass die Sperrpausen zur bauli-
chen Fertigstellung zwingend bendtigt werden und eine Verschiebung aus bauausflihrender
Sicht vor diesem Hintergrund nicht mdglich sei. Insgesamt hatte eine Verschiebung bzw.
Absage der Mallinahme nicht nur Auswirkungen auf die Fertigstellung der barrierefreien Er-
schlieBung des Bahnhofs [l sondern auch auf das Projekt .| EGcNGGEEEEE -
Zu den Kosten einer Verschiebung erklart die DB Netz AG, dass diese ohne weitere Betrach-
tung nicht genau ermittelbar seien, aber durch anfallenden Stillstand/das zusatzliche Rau-
men und wieder Einrichten der Baustelle/sowie evtl. Provisorien bei mindestens || GzGzG
anzusetzen seien. Daruber hinaus seien samtliche geplanten Bautatigkeiten im Bahnhof
I B<standteil des GesamtmaRnahmenpaketes fiir den Umbau des Bahnhofs zur Ein-
bindung der | GGG s Folge einer Verschiebung von BaumaR-
nahmen im Bahnhof [l k5nne damit auch der Inbetriebnahmetermin der | R
I gefahrdet werden.



Die Beschwerdefiihrerin tritt dem entgegen und ist der Ansicht, die Zugfahrt il sei um-
setzbar, sie werde nicht durch die anderen Verkehre oder die Baumalnahme auf Gleis 2
und 3 unmdglich gemacht. Bei dem Vortrag der DB Netz AG, die zu erwartenden finanziellen
Schaden in Héhe von | scien nicht hinreichend dargelegt worden, sondern nur
behauptet. Demgegeniiber sei auch fiir die Beschwerdefiihrerin ein Schaden im | Gz
I zu crwarten, wenn die Zugfahrt nicht wie urspriinglich vereinbart stattfinde — es
sei namlich nicht auszuschlieRen, dass der betreffende Kunde der Beschwerdefiihrerin in
mehreren Folgejahren keine Charterfahrten mehr bei der Beschwerdeflihrerin buche. Auch
sei zu befurchten, dass das Fehlverhalten der DB Netz AG als Imageschaden auf die Be-
schwerdefuhrerin durchschlagen kénnte. Die Beschwerdeflihrerin bestreitet den Vortrag der
DB Netz AG, die Durchfiihrung der Zugtrasse kénnte Auswirkungen auf die Fertigstellung
der barrierefreien ErschlieRung des Bahnhofs ||| und das Projekt .| GGG
Il haben. SchiieRlich sei der Vortrag der DB Netz AG, die Fahrgaste des || Gz
mussten aufgrund einer bei Durchfiihrung der Zugfahrt der Beschwerdeflhrerin auf Gleis 1
notwendigen Gleisverlegung einen langeren Laufweg in Kauf nehmen, nicht von Belang.

Am 15.05.2018 unterrichtete die DB Netz AG die Bundesnetzagentur Gber die beabsichtigte
Ablehnung auf Zuweisung einer Zugtrasse aulerhalb der Erstellung des Netzfahrplans ge-
maR § 72 Satz 1 Nr. 2 ERegG. Diese begrindete die DB Netz AG sinngemal mit der oben
wiedergegebenen Argumentation.

In ihrer Stellungnahme vom 15.05.2018 zur Unterrichtung wiederholte die Beschwerdeflihre-
rin ihren bisherigen Vortrag und erganzte diesen wie folgt: Die DB Netz AG habe nicht be-
nannt, wie hoch die jeweiligen Verspatungsminuten pro betroffenem Zug in [l sind -
bislang habe die DB Netz AG nur die Summe von 13 Minuten fir vier Zige angegeben. Im
Durchschnitt werde jeder der vier anderen Zige also um rund 3 Minuten verspatet, wenn der
Zug der Beschwerdefuhrerin um 21:46 Uhr uber Gleis 1 gefuhrt wirde. Rund 3 Minuten
Fahrzeitverlangerung sei eine Schwelle, die unterhalb jener einer Verspatung im Sinne der
SNB liege, die erst ab 5.59 Minuten vorliege. Bei den Netzfahrplanzigen wurden demnach
keine negativen Folgen oder gar Schadensersatzanspriiche drohen. Demgegentber solle
nach der netzausgelsten Anderung der DB Netz AG die Zugfahrt der Beschwerdefiihrerin
eine Fahrzeitverlangerung von 32 Minuten und damit eine deutliche Verspatung erfahren.
Die Zugfahrt der Beschwerdeflihrerin wirde gegeniber den anderen Zugverkehren unver-
haltnismafig belastet. Zu Gunsten der Zugfahrt der Beschwerdefihrerin sei zudem anzufih-
ren, dass die Beschwerdefuhrerin schon nicht die Wunschlage entsprechend ihrer Trassen-

anmeldung (Abfahrt | | |GG ;15 Uhr, Ankunft [l 21:30 Uhr), son-

dern wegen fehlender Restkapazititen nur ein abweichendes Angebot (Abfahrtszeit [l

I 520 Uhr, Ankunft [l 21:46 Uhr) erhalten habe. Fiir einen Be-

triebsausflug sei die Ankunft um 22:18 Uhr in [ viel zu spét.

Den Vortrag der DB Netz AG, die Verlegung der Netzfahrplanziige auf andere freie Gleise in

I fihre zu unpassenden Wagenreihungen, auf den anderen Gleisen seien keine pas-

senden Abschnittsbezeichnungen vorhanden und die Reisenden miissten bei einem Umstieg
langere Wege zurlcklegen, weist die Beschwerdefihrerin als unbeachtlich zurtick.

Auf Schreiben vom 16.05.2018 forderte die Beschlusskammer die DB Netz AG auf, die pau-
schal benannte Summe der Verspatungsminuten von 13 Minuten pro Zug gesondert darzu-



stellen, prazisierte die DB Netz AG ihren bisherigen Vortrag entsprechend. Zu ebenfalls von
der Bundesnetzagentur geforderten Angaben zu aufgrund eines Gleiswechsels der Netz-
fahrplanverkehre auftretender Folgeverspatungen erklarte die DB Netz AG es sei schwer,
belastbare Prognosen zu treffen. Folgeverspatungen wirden u.a. von den konkreten Bege-
benheiten des entsprechenden Tages abhangen. Jedoch kdnnten auch kleine Verspatungen
in Il im weiteren Verlauf massive Auswirkungen — sowohl auf den Zug selbst sowie
auf andere Ziige — haben, da einige Zige dicht belegte Knoten durchfahren wiirden.

Auf Nachfrage der Bundesnetzagentur, aus welchen Grinden die DB Netz AG bislang nur
an die Beschwerdefiihrerin mit einer netzausgeldsten Anderung herangetreten sei, die Be-
reitschaft der anderen in |l betroffenen Eisenbahnverkehrsunternehmen zur freiwilli-
gen Anpassung ihrer Trassenplanung aber nicht ausgelotet habe, erklart die DB Netz AG,
dass sie einen Kompromiss der Belastungen angestrebt habe. Der Zug der Beschwerdefiih-
rerin erhalte auf der Hinfahrt von ||l nach |G < gc\winschte
Haltezeit und das gewiinschte Gleis, wodurch zwei || |} | |} ]l insgesamt 6 Minuten
Verspatung erfahren wirden, woflr die DB Netz AG einstehe. Umgekehrtes gelte fur die
Riickfahrt der Beschwerdefiihrerin von || | N =ch B, in diesem
Fall erfahren die Zlige anderer Eisenbahnverkehrsunternehmen keine Einschrankungen und
der Zug der Beschwerdeflhrerin wird verspatet.

Mit E-Mail vom 24.05.2018 gab die Beschlusskammer der DB Netz AG den Hinweis, dass
aus ihrer Sicht die Unmaoglichkeit der Vertragserfullung der Beschwerdeflhrerin noch nicht
ausreichend dargetan wurde, insbesondere weil die DB Netz AG bislang noch keine Ver-
handlungen auf Anpassung der Einzelnutzungsvertrage und dementsprechend der Trassen-
planung mit den anderen Eisenbahnverkehrsunternehmen gefuhrt hat. Bevor die DB Netz
AG in einem Fall kollidierender Vertragserfullungsanspriche einem bestimmten Eisenbahn-
verkehrsunternehmen die Durchfiihrung des Einzelnutzungsvertrages verweigert, muss sie
zuvor ernsthaft versucht haben, ihre Vertragslandschaft zu ordnen, indem sie alle betroffe-
nen Unternehmen Uber ihr Problem der kollidierenden Erflllungsanspriche informiert und
sich um Vertragsanpassungen mit allen betroffenen Unternehmen bemiht.

Am 28.05.2018 antwortete die DB Netz AG, es sei ihr nicht gelungen, die Gbrigen Eisen-
bahnverkehrsunternehmen zu einer Vertragsanpassung zu bewegen. Der E-Mail-Verkehr
liegt der Beschlusskammer vor: Die || EGTcNGNGNGNGNGNGNGNGEGEGEGEGEGEGEEEEEEEEEEEEEEEE
() gab an, den Anderungen der Gleisbelegung u.a. aus umlauftechnischen Griinden
nicht zustimmen zu kénnen. Uberdies wiirde der Verlust des Anschlusses von einem Regio-
nalzug auf einen anderen vom Aufgabentrager nicht akzeptiert. Auch die [ EGcCNG_
erklarte, die Gleisverlegungen und Fahrzeitverluste nicht zu akzeptieren.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Ausfihrungen unter Ziffer 1l. sowie auf die Ver-
fahrensakten Bezug genommen.

Il. Griinde

Die Rechtsgrundlage fur die Entscheidung der Beschlusskammer findet sich in § 68 Abs. 1
Satz 3 ERegG.



Gemal dieser Norm entscheidet die Beschlusskammer Uber die Beschwerde, trifft (ggf.) Ab-
hilfemaflinahmen und setzt die Betroffenen von ihrer Entscheidung, die zu begriinden ist, in
Kenntnis.

Bei dem Vortrag der Beschwerdefiihrerin handelt es sich um eine Beschwerde i.S.d. § 66
Abs. 1 ERegG. Hiernach hat ein Zugangsberechtigter unabhangig von § 52 Absatz 7 ERegG
das Recht, die Regulierungsbehérde anzurufen, wenn er der Auffassung ist, durch Entschei-
dungen eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens diskriminiert oder auf andere Weise in
seinen Rechten verletzt worden zu sein.

1. Zustandigkeit, Verfahren, Frist

Zustandig fur die Entscheidung Uber die Beschwerde ist gemal § 4 Abs. 2 Satz 2 des Ge-
setzes Uber die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (Bundeseisenbahnverkehrsver-
waltungsgesetz — BEVVG) i.V.m. § 77 Abs. 1 Satz 1 ERegG eine Beschlusskammer der
Bundesnetzagentur.

Die Einhaltung der Verfahrensvorschriften ist gewahrt. Insbesondere ergeht die Entschei-
dung nach Anhdrung der Beteiligten (§ 77 Abs. 6 Satz 2 ERegG). Alle Beteiligten waren da-
mit einverstanden, dass die Beschlusskammer ohne mindliche Verhandlung entscheidet
(§ 77 Abs. 6 Satz 3 Halbsatz 2 ERegG). Die Entscheidung ist zudem mit der im Eisenbahn-
bereich tatigen Abteilung der Bundesnetzagentur abgestimmt worden (§ 77 Abs. 5 ERegG).

Die Verfahrensbeteiligungen ergeben sich fir die DB Netz AG aus § 77 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2
ERegG, fur die DB Fernverkehr AG und die DB ZugBus Regionalverkehr Alb-Bodensee
GmbH (RAB) aus § 77 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ERegG.

Von einer Beteiligung der Eisenbahnaufsichtsbehérde sowie der Kartellbehérde i.S.d. § 9
Abs. 3 BEVVG wurde abgesehen, da die Entscheidung keine Bedeutung fur die Erfullung
ihrer Aufgaben hat.

Die in § 68 Abs. 1 Satz 3 ERegG vorgegebene Frist zur Entscheidung von sechs Wochen
nach Erhalt aller erforderlichen Informationen ist mit dem Erlass des Beschlusses eingehal-
ten worden.

2. Zur Beschwerde

Die Beschwerde der Beschwerdeflhrerin wird zurlickgewiesen. Die Beschwerdeflhrerin wird
durch die Verweigerung der DB Netz AG, die Zugfahrt [[Jil| von |GG
nach ] wie urspriinglich per Einzelnutzungsvertrag vereinbart, verbunden mit dem Ange-
bot, diesen Einzelnutzungsvertrag so anzupassen, dass die Zugfahrt 32 Minuten spater in
I <intrifft, nicht in ihrem Recht auf Zugang zur Eisenbahninfrastruktur und der Erbrin-
gung von Leistungen geman §§ 10 Abs. 2, 11 Abs. 1, ERegG zu angemessenen, nichtdis-
kriminierenden und transparenten Bedingungen verletzt. Von der regulierungsrechtlichen
Vereinbarkeit der Entscheidung unberihrt bleiben die aus der Verletzung der Primarpflicht
des Einzelnutzungsvertrages resultierenden zivilrechtlichen Sekundaranspriche.



Vorliegend hat die DB Netz AG bei der Angebotserstellung fiir die Zugfahrt JJJlj nach
I Glcis 1, keine Priffung der Gleisbelegung im Bahnhof [} vorgenommen. Mit An-
nahmeerklarung der Beschwerdefuhrerin kam ein Einzelnutzungsvertrag uber diese Zugfahrt
mit Einfahrt auf Gleis 1 in | JJll zustande. Daneben bestanden schon weitere Einzelnut-
zungsvertrage der DB Netz AG mit anderen Eisenbahnverkehrsunternehmen, deren Zug-
trassen zum Zeitpunkt der geplanten Ankunft des Zuges der Beschwerdeflihrerin ebenfalls
Uber Gleis 1 durchgeflihrt werden sollen. Mangels entsprechender Kapazitaten an Gleis 1
kann die DB Netz AG nicht alle Erfillungsanspriiche aus den Einzelnutzungsvertragen
gleichermalden erflllen; die DB Netz AG hat (wegen unterlassener Gleisbelegungsprifung
im Fall der Beschwerdeflihrerin) mehr Einzelnutzungsvertrage abgeschlossen, als konfliktfrei
geplant und durchgefiihrt werden kdénnen.

Die DB Netz AG machte der Beschwerdefiihrerin mittels ,netzausgeldster Anderung* ein
Angebot zur Anderung des bestehenden Einzelnutzungsvertrags. Die ,netzausgeldsten An-
derung® sollte die Kollision der Erfillungsanspriche auflésen, indem die Beschwerdeflhrerin
eine Anpassung ihres Vertrages akzeptiert. Die Beschwerdeflhrerin lehnte die Vertragsan-
derung ausdricklich ab. Somit bestand die Kollision der Erflillungsanspriiche fort.

Der Fall ist aus Sicht der Beschlusskammer vergleichbar mit sogenannten Doppel-
vermietungsfallen. Ein Fall der Doppelvermietung liegt dann vor, wenn der Vermieter
dieselbe Mietsache mehrfach an unterschiedliche Mieter vermietet. In diesem Fall sind auch
spatere Mietvertrage wirksam,

vgl. Zehelein in Beck'scher Online-Kommentar zum BGB, 45. Edition, 01.11.2017,
§ 535 BGB Rz. 563.

Die kollidierenden schuldrechtlichen Erfullungsanspriiche der Mieter haben denselben Rang;
der Grundsatz der Prioritat gilt nicht. Als Ausfluss der Privatautonomie ist es grundsatzlich
Sache des Vermieters, wie er die kollidierenden Erflllungsanspriche der verschiedenen
Mieter erflllen will. Von einer Unmdglichkeit ist erst auszugehen, wenn der Vermieter die
Mietsache von dem besitzenden Mieter nicht mehr, z. B. durch Kiindigung oder Leistung
einer Abstandszahlung zuriickerlangen kann. Der Vermieter ist jedenfalls flir das Vorliegen
der die Unmdglichkeit ausflillenden Tatsachen beweispflichtig,

vgl. Wiederhold in Beck'scher Online-Kommentar zum BGB, 45. Edition, 01.11.2017,
§ 536 Rn. 77ff.

Zusatzlich gestitzt wird diese Einschatzung durch die Regelung in § 52 Abs. 3 und Abs. 5
Satz 1 ERegG. Auch dort geht es um sich Gberschneidende Nutzungswiinsche von
Zugangsberechtigten. Der erste Schritt zur Auflésung der Kollision ist auch dort die
Verhandlung des Betreibers der Schienenwege mit den Zugangsberechtigen mit dem Ziel,
die Antrage zu koordinieren, um alle Erfordernisse zu erflllen und allen Antragen
stattzugeben, soweit dies moglich ist. Ziel ist die einvernehmliche Lésung des Konflikts.

Die DB Netz AG wandte sich nach einem entsprechenden Hinweis der Beschlusskammer an
die Ubrigen betroffenen Eisenbahnverkehrsunternehmen und trat mit ihnen in
Abstimmungsgesprache. Mit Antwortschreiben vom 28.05.2018 erklarte die DB Netz AG,
auch diese Unternehmen lieRen sich nicht auf eine Anderung der Trassenplanung ein. Die



I o2 gegeniiber der DB Netz AG an, sie

koénne der Gleisanderung aus umlauftechnischen Griinden nicht zustimmen und der Verlust
eines Anschlusses wiirde vom Aufgabentrager nicht akzeptiert. Auch die || EGTGcTcNG_G
erklarte, die Gleisverlegung und Fahrzeitverluste ihrer beiden || | N nicht
akzeptieren zu kénnen.

Nachdem die DB Netz AG mit allen betroffenen Unternehmen erfolglos eine einvernehmliche
Anpassung der Vertrage herbeizufiihren versuchte, musste sie nunmehr eine
Auswahlentscheidung treffen, welche Erflllungsanspriiche sie befriedigt und welche (unter
moglicher Inkaufnahme von Schadenersatzpflicht) nicht.

Die Beschlusskammer ist der Auffassung, dass die privatautonome Auswahl der
kollidierenden Erflillungsanspriiche eisenbahnrechtlich dahingehend tberformt ist, dass die
Auswahl angemessen, diskriminierungsfrei und transparent zu erfolgen hat (vgl. §§ 10
Abs. 2, 11 Abs. 1 ERegQG).

Die Entscheidung der DB Netz AG, die Zugfahrt ] der Beschwerdefiihrerin nicht wie ver-
einbart durchzuflhren und der Beschwerdeflhrerin stattdessen eine um 32 Minuten verlan-
gerte Fahrzeit anzubieten und dadurch die Beeintrachtigungen der Ubrigen Eisenbahnver-
kehrsunternehmen in [l zu verhindern, entspricht im Ergebnis noch diesen MaRsta-
ben.

In Ubereinstimmung mit der Beschwerdefiihrerin halt die Beschlusskammer freilich die Ar-
gumentation der DB Netz AG hinsichtlich folgender Beeintrachtigungen, die die Ubrigen Ei-
senbahnverkehrsunternehmen bei einem Gleiswechsel von Gleis 1 zu anderen Gleisen er-
fahren wirden, fur nicht entscheidungserheblich: Gegebenenfalls veranderte Wagenreihun-
gen, womdglich unpassende Abschnittsbezeichnungen an den Bahnsteigen und langere
Wege der Reisenden bei einem Umstieg in Anschlusszige. Derlei Beeintrachtigungen kénn-
ten in ihren vermeintlichen und von der DB Netz AG nicht ndher beschriebenen Folgen nach
Ansicht der Beschlusskammer durch Information der Reisenden am Bahnsteig durch ent-
sprechende Anzeigen oder Durchsagen am Bahnsteig behoben werden.

Die Auswahlentscheidung der DB Netz AG lasst sich aber auf eine entsprechende Anwen-
dung der Vorrangkriterien bei der Entscheidung Uber konfligierende Trassenanmeldungen
(§ 52 Abs. 7 Satz 2 ERegG, Ziffer 4.2.1.9 der SNB 2018 der DB Netz AG) griinden. Die Kon-
fliktlage bei konkurrierenden Trassenanmeldungen, die durch § 52 Abs. 7 Satz 2 ERegG
einer Losung zugeflihrt werden soll, ist mit der vorliegenden vergleichbar: Wahrend § 52
Abs. 7 Satz 2 ERegG eine Losungsschema fur Trassenkonflikte, die vor einem Vertrags-
schluss erkennbar werden, bietet, bedarf es im vorliegenden Fall eines Lésungsschemas fur
Erflllungsanspriche, deren Kollision nach Vertragsschluss erkennbar wurden. Beiden Fall-
konstellationen gemein ist, dass sie im Vorfeld der Durchflihrung der Zugfahrten erkennbar
waren, d.h. noch auf Ebene der Fahrplanung geldst werden kdnnen (im Unterschied zu Sto-
rungen, die spontan wahrend der Durchfliihrung der Zugfahrten, also wahrend der Vertrags-
abwicklung, auftreten und dispositiv behandelt werden). Gesetzt den Fall, die Beschwerde-
fuhrerin hatte fir die Zugfahrt [JJJl] zusammen mit den (brigen in [l auf Gleis 1 be-
troffenen Eisenbahnverkehrsunternehmen eine Trassenanmeldung zum Netzfahrplan abge-
geben, dann ware der Konstruktionskonflikt — wegen erfolgloser Koordinierungsgesprache —
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ebenfalls nach § 52 Abs. 7 Satz 2 ERegG zu Ungunsten der Beschwerdeflhrerin entschie-
den worden. Bereits unter Anwendung des ersten Vorrangkriteriums (,vertakteter oder ins
Netz eingebundener Verkehr“) ware die Zugfahrt der Beschwerdefiihrerin gegeniber den
Zugfahrten der anderen Eisenbahnverkehrsunternenmen ([ GGG o ter-
legen gewesen. Doch selbst wenn man eine Gleichrangigkeit der Verkehre auf Ebene des
ersten Vorrangkriteriums unterstelle, so kann zumindest einer der Konfliktbetroffenen Fern-
verkehrszlige das zweite Vorrangkriterium (,grenziiberschreitende Zugtrasse®) fir sich bean-
spruchen. Unterstellt, die Anwendung der Vorrangkriterien hatte keine Lésung ergeben, wr-
de spatestens der Vergleich der Regelentgelte (§ 52 Abs. 8 Satz 1 Nr. 2 ERegG, Zif-

fer 4.2.1.10 der SNB 2018 der DB Netz AG) zu einer Entscheidung zu Ungunsten der Be-
schwerdefuhrerin fihren. Somit verbliebe auch in diesem Fall fir die Beschwerdeflhrerin nur
der Ruckfall auf die von der DB Netz AG angebotene Alternative (Fahrzeitverlangerung auf

dem Riickweg von | NN - B /kunft um 22:18 Uhr).

Doch auch wenn die Entscheidung der DB Netz AG nicht — wie soeben oben dargestellt —
allein auf Ebene der Verkehrsplanung betrachtet wird, sondern die Verkehrsdurchfiihrung
ebenfalls mit in den Blick genommen wird, ist die Entscheidung nicht zu beanstanden. Fur
die DB Netz AG bestanden hinsichtlich moglicher Fahrzeitverlangerungen zwei Optionen:
Entweder nimmt die Beschwerdeflihrerin die vorgeschlagene Fahrzeitverlangerung von

32 Minuten auf dem Weg von | N 2ch Bl 2~ oder aber die

DB Netz AG fiihrt die Zugfahrt der Beschwerdefiihrerin wie bislang vertraglich vereinbart
durch mit der Folge, dass bei vier ZUgen anderer Eisenbahnverkehrsunternehmen in
I \/<rspitungen von jeweils 2-3 bzw. 4-5 Minuten (in Summe 13 Minuten) entstehen.
Betrachtet man allein die zusatzlichen Verspatungsminuten, so vermag es auf den ersten
Blick unbillig erscheinen, dass die Beschwerdeflihrerin einen um den Faktor von knapp 2,5
hoheren Wert an Verspatungsminuten (alleine) tragen soll, wahrend die Ubrigen Eisenbahn-
verkehrsunternehmen jeweils nur wenige Minuten tragen sollen. Die Frage, ab welchem Fak-
tor zwingend fUr oder gegen die eine oder andere Seite zu entscheiden ist, kann nicht pau-
schal beantwortet werden. Zu berticksichtigen sind die Umstande des Einzelfalls, hier etwa,
dass es sich bei den Zugfahrten der anderen Eisenbahnverkehrsunternehmen um vertaktete
und ins Netz eingebundene Personenverkehre handelt, von denen insbesondere die Ziige
des I <cinen langen Laufweg auf dem Netz der DB Netz AG zuriicklegen. Auch
wenn die DB Netz AG nicht konkret abschatzen konnte, welche Auswirkungen eine Ver-
spatung in [l auf den weiteren Verlauf der Ziige am konkreten Verkehrstag haben
werden, so stimmt die Beschlusskammer der Einschatzung zu, dass bereits kleine Ver-
spatungen in einem Knoten sich Uber den Verlauf des Laufwegs zu hoheren Verspatungen
aufbauen kénnen. Durch Verspatungen des Zuges selbst kann es auch zu Verspatungen
anderer Ziige kommen, beispielsweise infolge einer Uberholung durch den verspateten Zug
oder dem Warten auf den verspateten Zug zwecks Anschlusssicherung. Ziel der Fahrpla-
nung ist es, die Voraussetzungen fur eine stabile Betriebsdurchfihrung und Gesamtplanma-
Rigkeit der Verkehre zu schaffen, die im Interesse aller Zugangsberechtigen liegt. Hierftr
werden Zugfahrten so geplant, dass Verspatungen entweder nicht entstehen oder entstan-
dene Verspatungen sich beim betreffenden Zug nicht weiter aufbauen und sich nicht auf an-
dere Zuge Ubertragen. Insofern findet sich eine Anknlpfung an die Dispositionsziele, wonach
als Ubergeordnetes Ziel von Dispositionsentscheidungen die Gewahrleistung einer maxima-
len Betriebsqualitat zur Erreichung einer hohen Gesamtplanmafigkeit steht (Ril. 420.0201,
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Abschnitt 1, Abs. 2 als Bestandteil der SNB 2018 der DB Netz AG). Dementsprechend gilt
auch fur die Disposition eines geplanten, fahrbaren Betriebsprogramms, dass bei Planab-
weichungen das Ziel die Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Planmafigkeit aller Zuge ist.
Es erscheint nachvollziehbar, wenn die DB Netz AG sich darum bemiht, nicht von vornhe-
rein in [ (oof. zusétzlich zu bereits im bisherigen Verlauf der Fahrt erfahrene) Ver-
spatungsminuten auf den Laufwegen der Zige der anderen Eisenbahnverkehrsunternehmen
zu verursachen.

Der Laufweg des Zuges [l der Beschwerdefiihrerin endet in || und die Fahrgaste
des Endkunden beenden ihren Betriebsausflug. Das um 32 Minuten spatere Eintreffen die-
ses Zuges hat keine Auswirkungen mehr auf seinen Laufweg oder die Betriebsqualitat im
tibrigen Netz, da er in ] endet. Méglicherweise hat das spatere Eintreffen in || fir
den Endkunden der Beschwerdeflhrerin zur Folge, dass dieser seinen Betriebsausflug spa-
ter als ursprunglich beabsichtigt beenden kann. Andererseits erscheint auch eine negative
Auswirkung der potentiellen Verspatungen und Folgeverspatungen der Regional- und Fern-
verkehrszige auf die Endkundenbeziehung moglich. Jedenfalls I1asst sich der Umfang maogli-
cher Folgen einer Fahrzeitveranderung auf die Endkundenbeziehung nicht tberblicken. Im
Ubrigen spielt die Beziehung zwischen Eisenbahnverkehrsunternehmen und deren Endkun-
den bei der Disposition keine Rolle, da Dispositionsziel — wie bereits ausgefuhrt — die Ge-
wahrleistung einer maximalen Betriebsqualitat zur Erreichung einer hohen Gesamtplanma-
Rigkeit ist.

Die Entscheidung der DB Netz AG, vier Ziigen mit jeweils geringer Verspatung — aber der
potentiellen Gefahr fir Anhaufung und Verschleppungen der Verspatungen auf ihrem Lauf-
weg ins weitere Netz — gegenlber einem Zug mit einer hdheren Verspatung — aber keiner
entsprechenden potentiellen Gefahr — bei der Trassenplanung den Vorzug zu geben, er-
scheint fUr die Beschlusskammer daher als vertretbar.

Der Auswahlentscheidung der DB Netz AG steht nicht entgegen, dass die Beschwerdeflhre-
rin vortragt, ,es (kann) nicht ausgeschlossen werden, dass der betreffende Kunde die SVG in
mehreren Folgejahren aufgrund dessen nicht mehr bucht®. Jedoch ist die Berticksichtigung
von Aspekten, die Uber diejenigen Merkmale einer Trassenanmeldung, die fir das Treffen
einer Vorrangentscheidung nach § 52 Abs. 7 Satz 2 ERegG relevant sind (d.h. die Merkmale
der dortigen Nummern 1-3), hinausgehen, vom Gesetz nicht abgedeckt - dies betrifft etwa
den verkehrlichen Nutzen oder die Wirtschaftlichkeit von Verkehren oder die Beweggrinde
des die Trasse anmeldenden Zugangsberechtigten. Gleiches gilt flr die Folgen einer Vor-
rangentscheidung fur die Geschaftsbeziehung zwischen dem Trassen anmeldenden Zu-
gangsberechtigten und dessen Endkunden. Die Reduzierung der fir die Vorrangentschei-
dung nach § 52 Abs. 7 Satz 2 ERegG relevanten Aspekte allein auf die Merkmale einer
Trassenanmeldung entsprechend der Nummern 1 bis 3 des Satzes 2 flhrt zu vorhersehba-
ren und verhaltnismaRig leicht nachprifbaren Entscheidungen des Betreibers der Schienen-
wege. Ein Entscheidungsschema mit abschatzbaren Ergebnissen wahrt die Interessen der
Zugangsberechtigten besser, als Einzelfallentscheidungen, die der Betreiber der Schienen-
wege auf Grundlage einer Gemengelage an unterschiedlichen und damit einhergehend nur
schwer miteinander abwagbaren Interessen ftrifft.
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Das Ansinnen der Beschwerdeflhrerin, die DB Netz AG zur Verschiebung oder Unterbre-
chung der BaumaRnahmen am Bahnsteig der Gleise 2 und 3 in ||l zu verpflichten, um
auf diese Weise mehr Kapazitat in [l zur Verlegung der anderen betroffenen Zugfahr-
ten von Gleis 1 auf die Gleise 2 und 3 zu ermoglichen, wird von der Beschlusskammer nicht
geteilt. Fir die Kollision der Erfullungsanspruche war nicht die Baumalinahme, sondern die
unterlassene Prifung der Gleisbelegung (der nicht von der BaumalRnahme betroffenen Glei-
se) bei der Bearbeitung der Trassenanmeldung ursachlich. Die Losung von Trassenkonflik-
ten im Rahmen der Koordinierung (§ 52 Abs. 3, 5, 6 ERegG, Ziffer 4.2.1.7 der SNB 2018 der
DB Netz AG) und der Streitentscheidung (§ 52 Abs. 7, 8 ERegG, Ziffer 4.2.1.8 ff. der SNB
2018 der DB Netz AG) erfolgt im Rahmen der vorhandenen Kapazitat, d.h. in der fir die
Netzfahrplanerstellung verfugbaren, nicht durch Baumaflinahmen eingeschrankten Kapazita-
ten.

Die Durchfuhrung einer Zugfahrt trotz Baumal3nahmen erscheint nur in Ausnahmefallen
maoglich, etwa wenn der Beginn der Baumaflnahme marginal verschoben wird, um noch eine
letzte Zugdurchfahrt vor Sperrung des Abschnitts zu ermdglichen oder die Baudurchfuhrung
eine Unterbrechung der Arbeiten nahelegt. Vorliegend soll gemaf’ Bauablaufplanung das
Gleis 3 schon ab der Nacht des 07.06.2018 gesperrt werden, zusatzlich wird Gleis 2 dann ab
der Nacht des 08.06.2018 gesperrt. Unmittelbar beginnen diverse Bauarbeiten am Bahnsteig
der Gleise 2 und 3 zum Einbau einer Stahltreppe, die sich tber den 09.06.2018 bis in die
Folgetage hinziehen. Die Zugfahrt der Beschwerdeflhrerin trifft mitten auf die Baudurchfih-
rung. Zu bericksichtigen ware bei einer Unterbrechung der Baumallihahme am Bahnsteig
auch, dass nicht nur das Gleis fur die Einfahrt des Zuges verfugbar sein muss, sondern auch
der Bauzustand am Gleis geeignet sein muss, dass Personen aus- und umsteigen koénnen.
Um diesen Zustand sicherzustellen, muss die Baustelle mit entsprechendem zeitlichem Vor-
lauf unterbrochen und Sicherungsmalinahmen fir die Zugfahrten und Personen (als Nutzer
der Bahnsteige) ergriffen werden. Durch die Unterbrechung wird die Einhaltung des Bauab-
laufplans gefahrdet mit der Folge, dass die BaumalRnahme nicht zum geplanten Zeitpunkt
abgeschlossen sein wird. Durch eine verspatete Verfligbarkeit des Bahnsteigs an Gleis 2
und 3 werden wiederum die Zugfahrten anderer Zugangsberechtigten negativ betroffen.

Da vorliegend ein Bearbeitungsfehler der DB Netz AG ursachlich fir das ,nachtragliche* Auf-
treten eines Trassenkonflikts war, dirften der Beschwerdefuhrerin nach Auffassung der Be-
schlusskammer gegen die DB Netz AG Schadensersatzanspruche zustehen. Der Umstand,
dass die DB Netz AG eine regulierungsrechtlich vertretbare Auswahlentscheidung darlber
getroffen hat, welchen der kollidierenden Erfullungsanspriche sie erfullt und welchen sie
demgegenlber zwangslaufig nicht erflllt, hat nicht etwa zur Folge, dass keine Sekundaran-
spriche der Beschwerdeflhrerin bestehen kdnnen. Das Gegenteil ist der Fall, wie der Ver-
gleich mit den Fallen der sog. Doppelvermietung zeigt. Der Vermieter macht sich zwangslau-
fig gegenuber einer Partei schadensersatzpflichtig, er kann die Partei aber wegen der Privat-
autonomie frei bestimmen. Vorliegend ist der Grundsatz der Privatautonomie regulierungs-
rechtlich uberformt und die Auswahlentscheidung muss sich an regulierungsrechtlichen
MaRstaben messen lassen (siehe bereits oben). Im Ubrigen aber bleibt es bei den Grunds-
atzen, die im Fall einer Doppelvermietung gelten: Der Vermieter bzw. vorliegend der Betrei-
ber der Schienenwege ist dem Mieter bzw. Zugangsberechtigten gegeniiber, dessen Miet-
bzw. Trassenvertrag er nicht erfullt, grundsatzlich zum Schadensersatz verpflichtet.
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Mit der Durchfiihrung der Zugfahrt DPE i} steht und fallt bei naheliegender Betrachtung
mutmaRlich das Interesse der Beschwerdefiihrerin an den tibrigen, fiir den Umlauf ||
- it der DB Netz AG vereinbarten Zugfahrten; dies wird Ein-
fluss auf die H6he der Schadensersatzanspriiche der Beschwerdeflhrerin haben. Auch
wenn sich die Beschwerdeflihrerin nunmehr — damit ihr Verkehrskonzept fiir den Betriebs-
ausflug nicht ganzlich ausfallen muss — auf die alternative Trassenkonstruktion der

DB Netz AG mit Ankunft in [l um 22:18 Uhr einlasst (dass die Zugfahrt der Beschwer-
deflhrerin bis zu einer abschlieRenden Entscheidung noch ermdéglicht werden kann, hat die
Beschlusskammer von der DB Netz AG mit Schreiben vom 16.05.2018 gefordert), durfte dies
Schadensersatzansprliche nicht ganzlich ausschlielen. Entsprechend ist das Angebot auf
Vertragsanderung der DB Netz AG als eine MalRnahme zur Minderung des Schadens, der
der Beschwerdeflihrerin aus der Aufgabe des Verkehrskonzepts fur den Betriebsausflug ins-
gesamt entstehen wirde, anzusehen.

Der Regionalbereich Stidwest der DB Netz AG hatte der Beschwerdefuhrerin mit E-Mail vom
27.04.2018 bereits in Aussicht gestellt, etwaige Mehrkosten zu tragen, die der Betroffenen
daraus entstehen, dass sie die Zugfahrt nicht wie urspriinglich vereinbart durchfiihren kann.
Die eisenbahnrechtliche Beurteilung des Falles bleibt davon aber unberihrt.

3. Kosten (Ziffer 2 des Tenors)

Gemal § 69 ERegG in Verbindung mit der Verordnung Uber die Gebuhren und Auslagen fir
Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV) erhebt die Regu-
lierungsbehdérde Kosten fir ihre Entscheidung. Die erbrachte 6ffentliche Leistung ist der Be-

schwerdeflhrerin individuell zurechenbar. Die Geltendmachung der entstandenen Hohe der

Kosten erfolgt in einem gesonderten Bescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Ver-
waltungsgericht Kéln, Appellhofplatz 1, 50667 Kdln erhoben werden.

Bonn, den 30.05.2018

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer

Prof. Dr. Otte Balzer Dr. Miller
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